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Zeitun 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 


einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Donnerstag, den 24. Juli 1862. 


N Telegraphiſche Nachrichten. 

Paris, 23. Juli. Der heutige „Moniteur“ meldet, daß bei der 
Prinzeſſin Clotilde ſich einige Symptome von Entzündung gezeigt 
hätten, die eine Anwendung von Blutegeln nöthig machten; man er⸗ 
wartet davon ein günſtiges Reſultat. Die Kaiſerin hat geſtern Abend 
der Prinzeſſin einen Beſuch abgeſtattet. 


Preuſten. 
Landtags = Verhandlungen. 

25. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (23. Juli). 
Präſident Grabow eröffnet die Sitzung vor wenig gefüllten Bänken und 
ſchwach beſetzten Tribünen um 10% Uhr. — Am Miniſtertiſche die Herren 
V., Holzbrinck, Graf Bernſtorff, ſpäter Herr v. d. Heydt, als Reg.⸗Commiſſare 
die Geh. Räthe Delbrück, Philippsborn. 
| „Der an Stelle des verſtorbenen Abg. Krauſe gewählte Abg. Behaag ilt 
eingetreten. Der Abg. Buſchmann hat feine Verſetzung mit Gehaltszulage 
von 100 Thlr. angezeigt; die Frage wegen Fortdauer des Mandats wird der 

Geſchäfts⸗Ordnungs⸗Commiſſion zur Erörterung überwieſen. — Man geht 

zur Berathung des franzöſiſchen Hondelsvertrages, und zwar zunächſt zur 

allgemeinen Diskuſſion über. 

Referent Abg. Dr, Michaelis: Nach Gründung des Zollvereins trat eine 
Zeit des Schwankens ein, wie man ſie zu jener Zeit in der Geſetzgebung 
Preußens überhaupt erlebt habe; im Jahre 1849 traten die erſten ſchutzzöll⸗ 
neriſchen Anträge hervor. Preußen habe ſeit der Erneuerung des Zollver⸗ 


eins häufig Anträge auf Herabſetzung des Schutzzolles gemacht; es ſei weiter 
gegangen, als der gegenwärtige Handelsvertrag, allein es ſei damit nicht 
durchgedrungen. Das Haus zähle drei Männer zu Mitgliedern, welche die 
Finanzpolitik Preußens zu den verſchiedenſten Zeiten geleitet hätten, die Ab⸗ 
geordneten für Elberfeld, Solingen und für Königsberg; alle drei ſeien in 
der freien Richtung dieſer Politik eins geweſen, und daß die Stadt Königs⸗ 
berg den verdienten Kühne gewählt, das ſei ihm ein Zeichen, daß dieſe Rich⸗ 
tung auch im Volke wurzele. (Beifall Der Handelsvertrag mit Frankreich 
habe zuerſt die Gelegenheit gegeben, die Tarif⸗Reform durchzuführen, und 
eröffne zugleich den Markt eines großen Nachbarlandes. Der Vertrag ſei 
ein Compromiß ſchutzzölineriſcher Intereſſen mit freihändleriſchen Forderun⸗ 
gen; er ſei der erſte Schritt zur Herſtellung der Gerechtigkeit. Darum bitte 
er um offene und freie Beurtheilung, damit die Diskuſſion zum Wohle des 
Vaterlandes ende. Man fordere von den Induſtriellen, welche an den Schutz 
gebunden ſeien, keine Beſchlüſſe, wie in der berühmten Nacht des 4. Auguſt. 
(Beifall.) Der Vertrag errichte keine Scheidewand gegen Oeſterreich; es 
wäre Oeſterreichs Sache, wenn es ſeinerſeits eine Scheidewand errichten 
wollte. In der ihm vorliegenden Depeſche erkläre Oeſterreich, daß es im 
öſterreichiſchen Intereſſe Opfer bringen müſſe, weiterhin aber träten dieſe 
Opfer auf als dem deutſch⸗öſterreichiſchen Zollverbande gebrachte. Die Han 
Bedeutung des Planes ſei nicht die einer Zolleinigung, ſondern die A 
gigmachung jeder Aenderung des Zolltarifs von der Zuſtimmung der öſter⸗ 
reichiſchen Regierung, ja von einer Landesvertretung, in welcher Nichtdeutſche 


die Majorität haben. Dieſe Zumuthung ſei ein Wahrzeichen deſſen, was fie]; 


für Preußen bedeute; Preußen ſei durch feine Lage und feine Geſchichte auf 
eine liberale Handelspolitik N . eſterreich nicht. Man müſſe ſich 
wundern, wie Oeſterreich den Muth gehabt habe, Preußen derartiges anzu: 
bieten; es habe gewiß ſelbſt nicht an einen Erfolg geglaubt. Alſo entweder 
ſei es eine Drohung, um Preußen matt zu machen, oder ein Verſuch, den 
Zollverein zu ſprengen und Süddeutſchland an Oeſterreich zu binden. 
Möge die Abſicht die eine oder die andere fein, Preußen dürfe nur eine 
Antwort kennen: wir bleiben bei dem Vertrage, den wir geſchloſſen haben 
And wir hoffen, ihn mit unſerem guten Rechte und unſerer guten nationa⸗ 
len Stellun auch durchzufayren (Beifall). In 99 Sinne möge die ge⸗ 
genwärtige ang Deutch vor ſich gehen; es werde hier ein Werk beſchloſſen, 
welches für ganz Deutſchland wirken, ſolle und von dieſer Anſicht ſeien die 
Berathungen der Commiſſion geleitet geweſen. Zu dieſer echt deutſchen 
That Preußens möge das Haus ein Votum abgeben, an welchem nicht ge⸗ 
kritelt werden könne. Von mehreren Seiten babe man Bedingungen an die 
et des Vertrages geknüpft, welche mit demſelben gar nicht in 
Verbindung ſtänden; mit einer Reform unſerer Geſetzgebung ſtehe der Ver: 
trag nur inſoweit in Verbindung, als er dazu einen kräftigen Anſtoß geben 
werde (Bravo). Das Votum des Hauſes ſolle auch für das übrige Deutſch⸗ 
land wirken, es müſſe deshalb ein unzweideutiges ſein, damit ſich nicht eine 
Agitation daran knüpfe, und bitte er um Genehmigung des Vertrages, ohne 
Abänderung, ohne Phraſe (Beifall). 
man der auswärtigen Angelegenheiten Graf Bernſtorff: Er bitte 
um möglichſt anne Annahme des Vertrages. In Bezug auf die vom 
Referenten berührten öſterreichiſchen Vorſchläge ſei zu bemerken, daß die Re⸗ 
terung in einer geſtern in Wien überreichten Note die Vorſchläge abge: 
ehnt habe (Beifal). Der Hauptgeſichtspunkt dabei ſei geweſen, daß die 
Regierung vor allem an dem gegebenen Wort feſthalten müſſe (Beifall) und 
Grab der Meinung ſei, daß ſich der Tarif des Zollvereins überlebt habe 
I avo). 
Abg. Plaßmann (gegen den Handelsvertrag): Der Referent habe vor: 
wiegend die politiſche Bedeutung des Vertrages betont, er wolle dieſe poli⸗ 
| tiſche Bedeutung für die weſtlichen Provinzen, und namentlich die Rhein⸗ 
Provinz erörtern. In dieſer Beziehung ſeien beſonders Art. 2 und 3 des 
Handelsvertrages der Rheinſchifffahrt aufs höchſte gefährlich, denn durch dieſe 
Artikel werde die Einfuhr über die hanſeatiſchen Vorhäfen des Zollvereins 
an Elbe und Weſer mit der directen Einfuhr nach Frankrelch gleichgeſtellt. 
Der naturgemäßen Einfuhr rheinabwärts über die belgiſchen unn holländi⸗ 
ſchen Häfen werde nichts zugeſtanden und wegen dieſer ungünſtigen Behand⸗ 
lung der Rheinſchifffahrt könne man ſagen, daß durch Napoleon der herrlichſte 
deutſche Strom, der Rhein, geradezu abgeſchloſſen werde. Dies könne man 
nicht verantworten. Sodann habe er an dem Handelsvertrage auszuſetzen, 
naß derſelbe die Kohlengruben Saarbrückens an Frankreich eröffne und Preu⸗ 
been ſich durch denſelben verpflichte, in den Kohlen ein von Napoleon als 
unentbehrlich anerkanntes Kriegsmaterial an dieſen unter allen Umſtänden 
liefern zu müſſen. (Widerspruch links). Dies ſei eine nicht blos handels⸗ 
politiſche, ſondern polttiſche Conceſſin, die um ſo bedenklicher ſei, weil die 
Conceſſion allein an Frankreich gemacht würde. Preußen trete dadurch in 
eine Allianz mit Frankreich und zeige zugleich, wie theuer eine ſolche Allianz 
K de zu jteben komme. Ein weiterer Grund gegen den Handelsvertrag 
ei die Imparität des Solltarifs für die deutſche Induſtrie einerſeits, und 
| die franzöſiſche andererſeits; die Induſtrie des Zollvereins würde die Con⸗ 
currenz mit Frankreich nicht aushalten, da die Zölle innerhalb des Zoll: 
vereins bei den allermeiſten Attikeln höher ſeien, als in Frankreich. Der 
Commiſſions⸗Bericht gehe hierüber ſehr leicht hinweg und enthalte mehrfache 
Unrichtigkeiten. Frankreich würde nach dem neuen Vertrage oft das Dop⸗ 
pelte und vielfach noch mehr, und ſelbſt den zwanzigfachen Zoll erheben dür⸗ 
fen, als es dem Zollverein geitattet ſein ſoll. Einer ſolchen Imparität des 
Zolltarifs, dem Hauptgegenſtand des ganzen Handelsvertrages, könne er 
nicht das Wort reden. Ein letzter Grund gegen den Vertrag ſei die, die 
Provinz Weſtfalen beſonders berührende Eiſenzollfrage: Eine Herabſetzung 
des Eiſenſchutzzolles wäre von den betreffenden Induſtriellen ſelbſt befürwor⸗ 
tet worden, aber der Handelsvertrag gehe in dieſer Herabſetzung zu weit. Der 
—— geht auf das Motiv des Commiſſ.⸗Berichts über, wonach die Herab⸗ 
pro des Eiſenſchutzzolles dadurch befürwortet werde, damit den öſtlichen Pro⸗ 
Die 25 reußens Gerechtigkeit widerfahre gegenüber den Weſtprovinzen. 
| Auprobinzen wären an Steuern zu Gunſten der Oſtprovinzen lange 
für die 8 geweſen, 50 Jahre hindurch hätten ſie die Grundſteuer 
| ür 2 V biene entrichtet und deren Ablöſung neuerdings noch bezah⸗ 
len m ede € Eiſenbahnen hätten fie für die Oſtprovinzen bauen müſſen, 
während der Staat bei ihnen keine einzige gebaut, ſondern alle den Priva⸗ 
| ten überlaſſen 185 (Vielfacher Widerſpruch auf beiden Seiten des Hauſes). 
Zus a 4 dag 5 talen den würde jeder Thaler, der den 
u Gu nzen zwanzi 
bel werden mühen. e käme, von den Weſtprovinzen zwanzigfach 
. v. Rönne (Solingen): Die Regierung habe ſich durch den Vertra 
ein unleugbares Verdienſt erworben; a Mängel deſſelben 
1 ſei nicht in dem Eifer der Regierung zu Juden, fondern in dem Mangel 
eines gemeinſam deutſchen Organs für ſolche Angelegenheiten. Das Haus 
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möge durch einſtimmige Annahme bezeugen, daß, wo es ſich um das Wohl 
des Ganzen handele, Preußen zum Vorkampfe ſtets bereit ſei. Der Vor⸗ 
redner habe die Ehre Preußens in dem Vertrage compromittirt geſehen, 
darauf gebühre die Antwort dem Miniſter des Auswärtigen. Oeſterreich 
habe ſich zum Eintritt in den Zollverein bereit erklärt. Er wolle nicht die 
dynaſtiſchen Intereſſen berühren, die in Bezug auf die Suprematie des einen 
oder anderen Staates dabei ins Spiel kommen könnten: er frage nur im 
Volfsinterejje, ob dieſes bei ſolcher Verbindung gewinne? Sei denn der Boll: 
verein überhaupt das Endziel deutſcher Einheit auf materiellem Gebiete? 
Er weiſe auf Poſt⸗Conventionen, Flaggen⸗Verträge u. dgl. hin, die ſämmtlich 
nur Zeugniß des Particularismus ſein könnten. Auch der Zollverein leide 
darunter, er fordere einen neuen Vertrag, er fei durch das liberum veto 
pe kleinſten Einzelnen gelähmt. Preußen habe lange vergebens eine Re⸗ 
orm erſtrebt. Jetzt, wo der engliſch⸗franzöſiſche Vertrag die Märkte des 
Zollvereins bedroht, ſei von außen die Nothwendigkeit der Reform heran⸗ 
etreten, die von innen nicht zur Geltung gelangen konnte. Zeuge das 
ür eine geſunde Organiſation des Zollvereins? Der gegenwärtige Vertrag 
elber liefere einen neuen Beweis gegen dieſelbe; die Landesvertretungen 
önnten ihn nur en bloe beurtheilen; der ſchwerfälligſte Mechanismus hefte 
ich an fein Zußandekommen. Das Nationalparlament ſei es, das fehle! 

Eine Cenkralgewalt im Namen des ganzen Deutſchlands würde keine Ab⸗ 
lehnungen erfahren, wie Preußen neulich in Japan. Nicht die Erneuerung 
der Zollvereinsverträge gewähre den wirthſchaftlichen Bedürfniſſen des deut⸗ 
ſchen Volkes Befriedigung. Eine Reform auf dieſem Gebiete gefährde auch 
den gegenwärtigen Vertrag keineswegs, Frankreich werde ihn gern mit ganz 

eutſchland abſchließen. Die politiſche Neugeſtaltung ſei nirgends dring⸗ 
icher als im Gebiete der materiellen Intereſſen; möge die Regierung, er 
ſage das im Hinblick auf die geſtrige Diskuſſion, nicht mit ihrer Fürforge 
5 fallen Gebiete zögern, bis die vollendeten Thatſachen über fie kämen. 
(Beifall. , 

Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten Graf Bernſtorff: Der erſte 
Vorredner habe von politiſchen Conceſſionen geſprochen, welche angeblich an 
Frankreich gemacht ſein ſollen. Darauf erkläre er, daß durchaus keine poli⸗ 
ſiſchen Motive dabei leitend geweſen ſeien, ſondern rein materielle und 
bandelspolitiſche. Was den Vorwurf betreffe, daß Preußens Ehre dadurch 
verletzt ſei, jo müſſe er dies auf das Entſchiedenſte zurückweiſen. 

Abg. Lette (gegen den Antrag): Er wolle zunächſt erklären, daß er dem 
einſtimmigen Ankrage der Comm. ohne Phraſe beitrete (Heiterkeit); er wolle 
aber einen Punkt näher beleuchten, den die Comm. nicht hervorgehoben habe. 
Er habe aber zunächſt die Pflicht, dem erſten Redner Einiges zu erwidern. 

erſelbe habe verſucht, die alte Zwietracht wieder wach zu rufen zwiſchen 
den öſtlichen und weſtlichen Provinzen, und zwar durch Anführungen, welche 
in keiner Weiſe begründet ſeien. Er müſſe ſolchen Anführungen eniſchieden 
entgegen treten. In dem Comm.⸗Bericht vermiſſe er die Hinweiſung auf die 
ane Einheit in Bezug auf die gemeinſamen deutſchen Bedürfniſſe. Er 
könne dem Vorredner hinſichtlich der Reform des Bundesſtaates in Bezug 
uf militäriſche und diplomatiſche Verhältniſſe nicht unbedingt beitreten, wohl 
aber halte er nach Ablauf des Zollvereins eine Einigung in Bezug, auf die 
wirthſchaftlichen Verhaltniſſe für nothwendig. Preußen habe im Zoll⸗ 
perein bereits thatſächlich die Centralleitung, es müſſe dies ausdrück⸗ 
ich ausgeſprochen und feſtgeſtellt werden; Preußen habe das dringendſte 
Intereſſe, die wirthſchaftliche Organiſation Deutſchlands fortzuführen und 
deshalb ſei es nothwendig, daß die preußiſche Regierung die Mittel bei Ab⸗ 
lauf des Zollvereins N welche zu dieſem Ziele führen. Das Bedürfniß 
der Einigung ſei auf allen Gebieten vorhanden und wenn man es auf einem 
Gebiete ausführe, werde ſich die Ausführung auf den anderen Gebieten er⸗ 
leichtern. Der 3 ſei weſentlich eine preußiſche That, denn er wäre 
ohne unſere Geſetzgebung von 1807 und 8 nicht möglich geweſen. Daß es 
nicht möglich ſei, mit Oeſterreich in einen Zollverein einzugehen, das habe 
der Referent bereits ausgeführt. (Das Haus wird ſehr unruhig; der Red⸗ 
ner iſt nicht zu verſtehen. Der Präſident unterbricht ihn mit der Bemerkung, 
daß er zu weit von dem Gegenſtande abſchweife). Der Redner ſchließt mit 
nochmaliger Empfehlung des Vertrages. ’ 

Abg. Prince⸗Smit h: Ich glaube, daß bei der Generaldiscuſſion, die 
bereits hervorgehobenen Specialitäten zu vermeiden ſind, und will deshalb 
nur die volkswirthſchaſtlichen Wirkungen des Handels vertrages im Allgemei⸗ 
nen erörtern, ohne mich indeß auf Vorſchläge für Reorganiſation des Zoll⸗ 
vereins und die Einigung Deutſchlands einzulaſſen. (Sehr gut!) Jede 
handelspolitiſche 1 ſeit den letzten 30 Jahren iſt nur im Sinne der 
Handelsbefreiung erfolgt: fie iſt das ſiegende Prinzip, eine nothwendige Folge 
der ſich entwickelnden Production mit allſeitigem Nutzen für die Volkswirth⸗ 
ſchaft im Gefolge. Von ängſtlichen Intereſſenten ſind bei jedem nach dieſer 
Richtung hin gethanenen Schritt immer Mahnungen an die bedenklichen Fol⸗ 
gen deſſelben ergangen, die indeß ſtets durch den Erfolg als unbegründet 
erwieſen worden ſind. Frankreich hat in neuer Zeit durch die Handelsver⸗ 
träge mit England und Belgien den größten Schritt in Entwickelung der 
Handelsfreiheit gethan: dieſe Maßregeln ſind indeß noch zu neu, und waren 
gleich anfangs von zu ausnahmsweiſen mißlichen Umſtänden begleitet (Miß⸗ 
ernte, das Stocken in der Baumwollenausfuhr, kriegeriſche Se ehe als 
daß man von den Vortheilen ſchon Erfolge nachweiſen könnte. Aber die auch 
bei Abschluß jener Verträge hervorgehobenen Bedenken können durch ſtatiſti⸗ 
ſchen Nachweis ſchon widerlegt werden. England iſt im Freihandel am wei⸗ 
teſten fortgeſchritten: hier iſt das Prinzip des reinen Finanzzolls radikal 
durchgeführt und die ganze Welt eingeladen, England mit Fabrikaten geradezu 
zu überfluthen. Man wendet dagegen ein, daß England mit ſeinem großen 
Capital und ſeiner alten Induſtrie nicht zum Muſter aufgeſtellt werden könne. 
Ich behaupte aber, dieſe Ueberlegenheit Englands beſteht in dieſem Umfang 
durchaus nicht; in vielen Beziehungen wird auf dem Feſtlande beſſer und 
wohlfeiler fabricirt als in England. Trotz des Freihandels und trotzdem das 
Ausland nicht ungünftiger geſtellt iſt als England, geht aber doch in Eng⸗ 
land nie ein Induſtriezweig unter. Die beſten Beiſpiele für die guten Fol⸗ 
gen der Beſeitigung der Schutzzölle in England giebt die Aufgabe der Sei⸗ 
denwaaren⸗ und Korn⸗Zölle. 

Von der letztgenannten Maßregel prophezeite man den ſicheren Unter⸗ 
gang des engliſchen Ackerbaues; alles Geld würde in Folge deſſen aus dem 
Lande gehen, eine nationale Verarmung eintreten, o ſprachen damals 
die Praktiker, aber die freihändleriſchen Theoretiker drangen durch, und nach 
Aufhebung der Kornzölle iſt die Pacht der Aecker im Gegentheil um 50 pCt. 
geſtiegen, und kein Menſch würde heute mehr für Wiedereinführung des 
Kornſchutzes in England ſein. Prinzipiell iſt überhaupt kaum noch etwas 
gegen die Handelsbefreiung zu jagen; die Arbeitstheilung, welche im eige⸗ 
nen Lande die Grundlage des volkswirthſchaftlichen Wohles bildet, muß an⸗ 
gewendet werden auch im Verkehr zwiſchen den Völkern, es ſteigt dann der 
Wohlſtand, wenn eine weitere Arbeitstheilung eintritt und wenn die Fabri⸗ 
kate der einzelnen Völker eine weitere Verbreitung gewinnen. Das Schutz⸗ 
zollſyſtem dagegen will die Waaren nur theurer machen, es will künſtliche 
Geſchäfte für das Kapital hervorrufen, während Kapital für die natürlichen 
Geſchäfte fehlt, es will Werthe opfern, um Kräfte zu erziehen. Man hat 
daher auch jetzt allgemein eingeſehen, daß das Schutzzollſyſtem auf Trug: 
ſchlüſſen beruht. Wenn es nun anerkannt iſt, daß der Freihandel allein der 
Weg iſt, um Kapital und Arbeit zu entfalten und den Volkswohlſtand zu 
heben, jo ſtecken wir trotzdem doch noch tief im Schutzzollſſtem, aus dem 
wir auch jetzt nur einen einzigen Schritt thun wollen. Es iſt daher auch 
berechtigt, nach den erſten Folgen dieſes Schrittes, nach den Mittekn zum 
Uebergange, ſo wie danach zu fragen, welche Opfer der Einzelne für das Allge⸗ 
meine dabei wird bringen müſſen. 

Ich glaube nun, daß wir die Folgen des Handelsvertrages nicht zu fürch⸗ 
ten brauchen; wir haben keine ſchutzzollbedürftige Induſtrie, unſere Induſtrie 
hat die Bedachung ſelbſt durchbrochen, welche bisher der Schutzzoll ihr gab, 
und kann jetzt nicht mehr weiter geſchützt werden. Der Zollverein hat ſeine 
vorzugsweiſe Bedeutung durch den Export; Ausfuhr und Zollſchutz find aber 
ſich widerſprechende Begriffe: eine Induſtrie, die mit aller Welt concurrirt, 
kann noch vielmehr mit der einheimiſchen concurriren, wobei fie naturgemäß 
ſchon Vortheile vor der ausländiſchen Induſtrie hat. Im Intereſſe des 
Exports muß aber auch eine Erleichterung des Imports ſtattfinden, wir müſ⸗ 
ſen das Ausland in größerem Umfange für uns arbeiten laſſen, wenn wir 
umgekehrt für das Ausland arbeiten wollen. Frankreich bietet uns ſolche 
Importermäßigung. Nehmen wir daher den Handelsvertrag an, unbeirrt 
von den von einzelnen Intereſſenten erhobenen Bedenken, die der Erfolg 


widerlegen wird. Die Annahme würde nicht einmal von vorübergehenden 
Erſchütterungen begleitet ſein, ſie wird im Gegentheil nur nützliche Folgen 
haben und Muth zu folgereicheren Reformen geben (Bravo). — Abg. von 
Mallinckrodt (gegen den Vertrag. Redner iſt auf der Tribüne ſchwer 
verſtändlich): Durch Declamationen, die eine Ablehnung des Vertrages als 
eine Verletzung des Patriotismus betrachteten, würde er ſich nicht abhalten 
laſſen, gegen denſelben zu ſtimmen. Seiner Anſicht nach könne dem Wort⸗ 
laute des Vertrages gemäß derſelbe nur dann ins Leben treten, wenn alle 
Zollvereinsſtaaten auch nach dem Jahre 1866 bei dem Zollvereine verblie⸗ 
den. Wenn nun alle Staaten jetzt dem Vertrage beitreten, ſo würde dies 
zugleich eine Garantie für den Beſtand des Zollvereins geweſen ſein. Die 
Regierung aber ſcheine ihn jetzt auch auf eigene Hand abſchließen zu wollen. 
Geſchähe dies, fo wäre der Fortbeſtand des Zollvereins nicht geſichert, und 
man müſſe zwiſchen Zollverein und Handelsvertrag wählen. Natürlich ſei 
er für den Beſtand des erſteren. erner ließen frühere Verträge jedem 
deutſchen Staate den Beitritt zum Zollverein offen. Wenn nun Oeſterreich 
beitreten wolle, dürfe man es zurückweiſen? Politiſche Intereſſen ſeien für 
ihn nicht maßgebend, dieſem Eintritt entgegen zu treten. Jedenfalls müſſe 
die Frage eine offene bleiben. Geſchehe dies nicht, ſo verſtoße das gegen 
die bis jetzt inne gehaltene Tendenz einer möglichen Zolleinigung aller deut⸗ 
ſchen Staaten, und er werde dem Vertrag, wenn er ein ſolches Heel anſtrebe, 
entgegentreten müſſen. 7 ; 

Reg.⸗Commiſſar Delbrück: Der Vertrag ſei zwiſchen dem Zollvereine 
und Frankreich projektirt, und vielſeitigen Wünſchen entſprechend auf eine 
längere Dauer, auf 12 Jahre berechnet. Die franzöſiſche Regierung wollte 
ſich geſichert ſehen, daß wenigſtens ein Theil desjenigen Handelsgebietes, für 
welches der Vertrag berechnet war, in denſelben eintrete. Preußen habe 
alſo für ſeinen Theil ſichauf 12 Jahre verpflichtet. Solle der Vertrag in 
Wirkſamkeit treten, ſo könne dies nur mit dem ganzen Zollverein geſchehen. 
Preußen allein könne ihn nicht ratifiziren, weil der Vertrag nur gedacht 
ſei zwiſchen Preußen und dem Zollverein. Jedem deutſchen Staat ſei der 
Zutritt zu allen Handelsverträgen Preußens und des Zollvereins freigelaſ⸗ 
ſen. Der Vertrag vom Jahre 1853 habe eine deutſche Zolleinigung anbah⸗ 
nen follen, dies thue auch der jetzige Vertrag mit Frankreich. Inſofern ſei 
keine Differenz zwiſchen beiden Verträgen. Auf die Ehrenfrage, die der Ab⸗ 
geordnete Plaßmann berührt, wolle er bei einer materiellen Frage nicht allzu 
viel Gewicht legen. Man hätte sans phrase unſern Tarif dem franzöſiſchen 
vollſtändig gleichſtellen können. Dann aber hätte man gerade Recht gehabt, 
ſtch darüber zu beklagen, daß wir ohne Ueberlegung in die franzöſiſchen 
Fußtapfen träten. Es ſei doch keine Verletzung des Nationalgefühls, wenn 
man diejenigen franzöſiſchen Tarifpoſitionen nicht annähme, die bei uns 
ſchädlich ſein würden. Sei das eine Verletzung des Nationalgefühls, wenn 
man die Fehler anderer Nationen nicht nachmachen wolle (Bravo)? 

Der Abg. Plaßmann habe ſich auch gegen die Kohlen⸗Ausfuhr erklärt. 
Zwei Nationen würden doch nicht ſo thöricht ſein, einen Kanal mit großen 
Koſten zur Ein⸗ und Ausführung zu bauen, um ſich nachher Ein⸗ und 
Ausfuhr zu verbieten? Er habe geen wir geriethen dadurch in eine Allianz 
mit Frankreich und müßten dieſem Kohlen liefern, wenn es mit unſerem 
natürlichen Bundesgenoſſen, England, in Krieg getiethe. Das ſei eben gar 
nicht möglich, denn England habe ja denſelben Vertrag mit rankreich und 
ſei deshalb ebenſo deſſen inniger Alliirter. n as nun den 
„alten Vater Rhein“ betreffe, den der Abg. Plaßmann in Schutz nehmen 
zu müſſen geglaubt, ſo ſei der Bann, von dem derſelbe geſprochen, ſchon 
längſt durch die Eiſenbahnen auf den Rhein gelegt. Dort erfolgten die 
großen Transporte ſchon längſt auf den Eiſenbahnen. Nur ſchwerere mals 
ſenhafte Artikel würden noch zu Waſſer transportirt. Für dieſe ſorge der 
Vertrag aber auch. Derartige Schiffe würden möglicht begünſtigt, nur 
nicht wenn ſie von holländiſchen Häfen aus na Frankreich gingen. Aber 
es ſei zu hoffen, daß auch dort bald dieſelben egünſtigungs⸗Zollſätze ein⸗ 
geführt werden würden, denn ein Handelsvertrag zwiſchen Frankreich und 
Holland könne nicht lange ausbleiben. Was die engliſchen Getreidezölle 
betreffe, auf die man ebenfalls hingewieſen, fo wolle er nur im Allgemei⸗ 
nen bemerken, daß die dortigen Zölle doch nicht mehr den Charakter der 
Schutzzölle trügen. 3 } . 

Abg. Reichenheim: Er werde nicht auf das Theoretiſche eingehen, 
ſondern werde ſich vom praktiſchen Boden, auf dem er ſtehe, über den Ver⸗ 
trag auslaſſen. Er danke der — . Staatsregierung Namens der geſamm⸗ 
ten Induſtrie für den vorgelegten Vertrag, und er wolle den Männern, die 
ihm gegenüberſäßen (Regierungs⸗Commiſſarien) für ihre anderthalbjährigen 
Bemühungen ſeinen Dank ausſprechen (Bravo). Die Induſtrie begrüße 
dieſen Handelsvertrag als die größte Anerkennung, welche ihr zu Theil 
werden könne, als eine Anerkennung, welche mehr werth ſei, als äußere 
Zeichen, weil ſie ihr den Weg auf die auswärtigen Märkte ſchaffe (Beifall). 
Man täuſche ſich, wenn man glaube, daß unſere induſtrielle Gewerbthätig⸗ 
keit durch den Schutzzoll auf ihre Höhe gekommen ſei; es ſei der Kunſt und 
Wiſſenſchaft dieſe koloſſale Einwirkung zuzuſchreiben; fie habe die Induſtrie 
gehoben, fie war ihr Licht und werde ihr Licht bleiben. Man wiſſe, welche 
Anſtrengungen ſtattgefunden hätten, dieſen großen Fortſchritt auf wirth⸗ 
ſchaftlichem Gebiete, den Handelsvertrag zu hintertreiben, und er wolle des⸗ 
halb die Staatsregierung erſuchen, von dem feſten Boden, auf dem fie ftehe, 
nicht abzulenken. Die preußiſche Induſtrie würde bedauern, wenn in Folge 
der öſterreichiſchen Beſtrebungen der Zollverein geſprengt würde, allein ſie 
würde noch viel mehr bedauern, wenn die Staatsregierung ſich dadurch ver⸗ 
anlaßt ſehen ſollte, von dem betretenen Wege abzugehen; die preußiſche In⸗ 
duſtrie ſetze die Vortheile einer Einigung mit Oeſterreich dem allgemeinen 
Intereſſe nach. Es hätten ſich noch viele Redner gemeldet, deshalb ſchließe 
er und halte ſich weitere Bemerkungen für die Spezial⸗Debatte vor. Er 
ſpreche Namens der geſammten Induſtrie den dringenden Wunſch aus, daß 
dieſe Vorlage einſtimmig, ohne jede Reſolution oder Beimiſchung angenom⸗ 
men werden möge; es ſei ein Akt, den man als den erſten und größten 
Fortſchritt bezeichnen könne. In dieſem Sinne faſſe er ihn auf und in die⸗ 
ſem Sinne glaube und hoffe er, daß die Staatsregierung auch auf andern 
Gebieten dem Fortſchritt huldigen werde (Beifall). 

Abg. Harkort: Der Vorredner habe keine Vollmacht gehabt, einen Dank 
im Namen der Induſtrie auszuſprechen. Der Tractat ſei eine große That, 
aber den concentrirten Weihrauch, den der Bericht ihm ſtreue, erkenne er 
nicht an, vielmehr halte er denſelben mannichfacher Verbeſſerung für fähig. 
Die unruhigen Nachbarn durch materielle Rückichten zu feſſeln, ſei wohl gut, 
aber nicht auf Koſten deutſcher Induſtrie. (Der Redner iſt ſehr unverſtänd⸗ 
lich, er ſcheint im weiteren Verlaufe zu beklagen, daß nicht eine Expertiſe 
der einzelnen Induſtriezweige dem Abſchluſſe vorangegangen, daß der Tarif 
ferner Ausfuhr: und Rückzölle nicht genügend berückſichtige, und kündigt 
schließlich feine Oppoſition bei der Specialdebatte an.) 

Abg. Waldeck: Auch ihn habe es unangenehm berührt, daß man nicht 
mehr Induſtrielle vorher gehört, und daß überhaupt der Vertrag nur auf 
Grundlage einer Regierungsarbeit entworfen worden. Abermals habe unſere 
Regierung, die übrigens mit großer Umſicht vorgegangen, im Namen vieler 
deutſchen Staaten unterhandeln müſſen. Die ſüdlichen Staaten Deutſchlands 
ſeien, faſt noch mehr als wir, bei dem neuen Vertrage intereſſirt, und an 
Oppoſition fehle es doch nicht. Aber ein Zerfall des Zollvereins ſei daraus 
nicht zu fürchten, ſelbſt der Rücktritt Baierns nicht. Eine alte eingebürgerte 
2 hat ſtets einen gewiſſen Anſpruch auf Schutz von Seiten des 

taates; die Theorie, die die ganze Welt als eine Familie betrachte, ſei doch 
nicht ganz lebensfähig. Hierbei ſei hauptſächlich die Eiſeninduſtrie ins Auge 
gefaßt. Die Induſtriellen beklagten ſich hier und im ſüdlichen Deutſchland 
nicht über die Herabſetzung des Eiſenzolles, ſondern über die Nachtheile, die 
unſere Geſetzgebung ihnen auferlege, die Bergwerksſteuer u. ſ. w. Zu deren 
Gunſten müſſe man eine Reſolution annehmen. Aber entbehren könne man 
den Vertrag nicht, wenn auch die Reſolution nicht angenommen werde. Man 
handle im deutſchen und preußiſchen Sinne gut politiſch, und ſchaffe der 
Induſtrie eine Quelle, wenn man dem Vertrage zuſtimme. (Bravo.) 

Abg. v. Gablenz: Er erkenne das Ziel des Vertrages vollkommen an, 
welches in dem vorliegenden vortrefflichen Berichte dargelegt ſei, nämlich die 
Handelsfreiheit immer mehr und mehr anzuſtreben. Wenn er dennoch gegen 
den Vertrag ſpreche, ſo geſchehe es im Intereſſe ſeiner Provinz, die Ir 
darunter leide, Er bedaure, daß das Haus dem Vertrage gegenüber n 
in ſein volles Recht eintreten könne, daß daſſelbe nur den Vertrag mit ſei⸗ 
nen Vorzügen und Mängeln annehmen oder ablehnen könne. We die Kün⸗ 
digung des Zollvereins anlange, ſo werde er im Hauſe einen Antrag dahin 
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einbringen, daß die Staatsregierung in keine Verlängerung der Zollvereins⸗ 
verträge einwilligen möge, bevor nicht die Landesvertretung gehört fei; er 
hoffe, daß dieſer Antrag Unterſtützung finden werde. Die Klagen der ſchle⸗ 
ſiſchen Induſtrie dauerten ſchon ſeit zehn Jahren und fie kehrten immer 
wieder, und dennoch ſei dieſe Induſtrie eine naturwüchfige. Er verweiſe dar⸗ 
auf, daß bei der n Lage der Provinz Schleſien es nothwendig 
fei, daß ihr nach Oſten hin die Wege erſchloſſen werden müſſen; er wiſſe 
ſehr gut, daß das nicht in der Macht der Regierung liege, aber im Hinblick 
auf eine Thatſache, die Schleſiens Induſtrie großen Nachtheil brächte, die 
Einverleibung Krakau's, behaupte er, daß die auswärtige Politik von erheb⸗ 
lichem Einfluß auf die Industrie des Landes ſei und daß das Haus deshalb 
darauf ein wachſames Auge haben müſſe. Die Eiſenbahnen hätten nicht 
dazu gedient, die ſchleſiſche Induſtrie zu heben, wohl aber, ſie erheblich zu 
beſteuern; der Zuſchnß zu den Eiſenbahnen werde lediglich von der ſchleſiſchen 
Induſtrie gezahlt. Er acceptire die Ecklärung des Handelsminiſters in Be⸗ 
treff der Regulirung der Oder, er acceptire die Aufhebung der Bergwerks⸗ 
Abgaben, ſtelle aber an den Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten das 
Geſuch, daß die Regierung verſuchen möge, auch mit Rußland einen Han⸗ 
dels⸗Vertrag abzuſchließen: er glaube, daß die Zeit dazu günftig ſei. Wenn 
er die ntereſſen ſeiner Provinz auch nach ſeinen ſchwachen Kräften vertrete, 
wie er könne, ſo werde er, im Einverſtändniſſe mit ſeinen Wählern, welche 
bereit ſeien, ihre Privat⸗Intereſſen den allgemeinen preußiſchen und deutſchen 
Wel 0 zu opfern, für die Genehmigung des Handelsvertrages ſtimmen. 
eifall. 

„Reg.⸗Commiſſar Delbrück: Die Provinz Schleſien ſei allerdings ungün⸗ 
ſtiger geſtellt, als die meiſten anderen Provinzen Preußens, da ſie nach 
zwei Seiten hin von Ländern begrenzt ſei, die dem Zollverein nicht angebö- 
ren. — Dieſe mißliche ee datire aber nicht von dem engliſch⸗ſpaniſchen 
Handelsvertrage, wie der Vorredner angeführt, da ein ſolcher Handelsvertrag 
überhaupt nicht exiſtire. Der Grund, weshalb die ſchleſiſche Leineninduſtrie 
darniederliege, beruhe vielmehr darin, daß man ſich in Schleſien nicht die 
Maſchinenſpinnerei aneignete; der Staat habe dieſelbe in Schleſien begün⸗ 
ftigt, ſei aber darin nicht unterſtützt worden. Nicht in Verträgen und Ta⸗ 
rifen ſei die ungünſtige Lage Schleſiens begründet, ſondern weil Schleſten 
nicht mit den andern Ländern gleichmäßig habe fortſchreiten wollen. Die 
Erhöhung der Eingangszölle von Polen aus ſei allerdings für Schleſien 
ſehr nachtheilig, aber eine Verletzung der wiener Verträge könne in der Er⸗ 
höhung deshalb nicht gefunden werden, wie der Vorredner meine, da dieſe 
Verträge gar nichts über die Eingangszölle beſtimmen Uebrigens aber ſeien 
die Zölle an der polniſchen Grenze noch immer niedriger, als die entſpre⸗ 
chenden des Zollvereinstarifs. Die Regierung werde auch ferner auf die 
Erleichterung des Verkehrs in Schleſien bedacht ſein und hierin durch die 
Annahme des Vertrages beſtärkt werden. 

Abg. Müller (Anklam): Alles, was ſich in der Generaldiscuſſion ſagen 
laſſe, ſei erſchöpft; nur Einzelnes laſſe ih noch anführen. Man klage darüber, 
daß keine enquöte angeſtellt worden. Die Regierung ſelbſt habe ſich ſchon 
in der Denkſchrift darüber ausgeſprochen. Auch wären ja die Induſtriellen 
und ihre Denkſchriften und Petitionen durchaus nicht auf Thatſachen einge⸗ 

angen, ſondern hätten nur die ſeit 20 Jahren landläufigen Klagen ausge⸗ 
prochen, „Schutz der nationalen Arbeit,“ „Tributpflichtigkeit gegen das Aus⸗ 
land“ u. ſ. w. Wo man Thatſachen habe aufſtellen wollen, ſei der 

Verſuch mißglückt. Bei der Spezialdiskuſſion werde er darauf zurückkommen. 
Dort werde er auch erwarten, mit welchen Thatſachen die Gegner des Frei⸗ 
—n den ſogenannten „hohlen Theorien“ des Freihandels entgegentreten 
würden. 

Abg. Reichenſperger (Beckum): Er wolle Einzelnes herausgreifen, 
berichtigen, erwidern. Ob man nicht Beſſeres, als dieſen Vertrag, habe er⸗ 
reichen können, wolle er dahin geſtellt fein laſſen. Eine Annahme en bloc 
dürfe nicht ſtattfinden. Die Regierung habe das Recht dazu gehabt, ener⸗ 
giſch vorzugehen; ſie könne ſtolz darauf ſein, daß jetzt Oeſterreich dem Zoll⸗ 
vereine beitreten wolle. Oeſterreichs Bedingungen könnten freilich möglicher: 
weiſe hier nicht acceptabel gefunden werden; das ſei aber anfangs mit den 
franzöſiſchen Vorſchlägen auch der Fall geweſen, Politiſch ſei der Vertrag 
ſehr bedeutend. Dieſe politiſche Seite ſei allmählich ſehr ſcharf hervorgetre⸗ 
ten, ſchon bei der Feſtſetzung der Zeit für die Debatte im Haufe. Auf jenes 
Präludium ſeien geſtern einige tüchtige Paukenſchläge gefolgt. Der Abg. 
Schulze habe die Hydra des Ultramontanismus heraufbeſchworen, dieſe See: 
ſchlange, mit der man immer noch die modernen Kinder ſchrecke (Heiterkeit). 
Er habe ſich heut abſichtlich an das Ende der Rednerliſte ſchreiben laſſen, 
um nicht den Abg. v. Vincke hinter ſich zu haben und von ihm wegen ſei⸗ 
ner Anſichten „zermalmt“ zu werden. Leider habe er erfahren, daß derſelbe 
aber doch noch hinter ihm auf der Liſte ſtehe (Heiterkeit). Die Herren der 
Fortſchrittspartei hätten den Vertrag, noch ehe ſie den Inhalt gekannt, mit 
ſolchem Eifer ergriffen, daß er gleich vermuthet, es ſtecke dahinter doch mehr 
Politik, als ſelbſt der Finanzminiſter habe zugeſtehen wollen (Heiterkeit, die 
der Finanzminiſter theilt). Nun, ihn laſſe die deutſche Frage ziemlich 
ruhig, denn er ſei ein guter Unterthan des Königs von Preußen (Abgeord⸗ 
neter Oſterrath ſehr laut: Bravo! Große Heiterkeit), und halte an 
der Anſicht feſt, daß Oeſterreich und Preußen ſich gegenwärtig nöthig hätten. 
Er ſei Föderaliſt, nicht Centraliſt. Man möge ihn für dieſe Anſichten „ecra⸗ 
firen“, darauf ſei er gefaßt, mache ſich aber nichts daraus: er werde durch 
terroriſtiſche Declamationen nicht geſchreckt (Bravo! Bei den Katholiken 
große Heiterkeit). 

Schon die Macht der Verhältniſſe mache dieſen Vertrag politiſch wichtig. 
Louis Napoleon ſei ein Mann, dem wenige unſerer Staatsweiſen den Rang 
abliefen, der die napoleoniſchen Traditionen zum Leitſtern ſeines Lebens ge⸗ 
macht habe, und der die Macht Frankreichs nach allen Seiten zu erweitern 
ſuche. Nun ſpreche man von einer Allianz zwiſchen Frankreich und Ruß⸗ 
land. Dadurch gerathe Preußen und Deutſchland in eine ſehr delikate Po⸗ 
ſition. Der Gedanke liege nahe, daß man Preußen auf eine ſchiefe Ebene 
ſetzen wolle. Er würde Preußen lieber in einer Allianz mit Oeſterreich und 
England ſehen, denn dieſe ſchütze gegen öſtliche und weſtliche Angriffe. Die 
politiſchen Intereſſen wechſelten freilich ſchnell; für eine Zeit lang ſei eine 
entente cordiale zwiſchen uns und Frankreich wohl möglich; aber er fürchte, 
der Handelsvertrag werde ſchließlich die Riſſe in Deutſchland nur erweitern. 
Der Knoten der viele hundert Jahre alten deutſchen Frage müſſe gelöſt wer⸗ 
den, aber nicht mit dem Schwert, ſondern mit Geduld; es ſei ja in den letz⸗ 
ten 20 Jahren ſehr vieles zur Beſſerung geſchehen. Eingenommen ſei er 
alſo für den Vertrag nicht. In materieller Hinſicht müſſe er zuerſt daran 
ausſetzen, daß man nicht nach dem Beispiel Englands vorher gründlich un: 
terſucht. Warum berückſichtige man nicht die Denkſchrift der Vertreter der 
deutſchen Induſtrie, die im Mai verſammelt geweſen? Allerdings ſeien we⸗ 
nig Petitionen eingegangen, aber nur, weil man ſich geſagt, ſie nützen nichts, 
oder es ſei ſchon Alles früher geſagt. Ueber Schutzzoll und Handelsfreiheit 
ſei man überall noch im Unklaren; es komme auf concrete Fälle an. Am 
wenigſten eigne ſich Deutſchland für derartige Freihandelsverſuche. Frank⸗ 
reich ſetze freilich in feinem Intereſſe einzelne Zölle herab, aber deshalb ſei 
es noch lange nicht freihändleriſch. Sehr bedenklich ſeien ihm einzelne Be⸗ 
ſtimmungen über die Douane bei Erhebung der Werthzölle, die leicht 1 ge⸗ 
beimen Abkommen zwiſchen den Induſtriellen und den Douanen führen 
könnten. — Die franzöſiſche Arbeit fol auf Koſten der deutſchen geſchügt 
werden. Unſere Arbeiternoth werde noch größer werden, wenn einzelne un⸗ 
ſerer Induſtrien, wie die Eiſeninduſtrie, zurückgingen. Manches Culturvolt 
5 — durch feine Cultur zu Grunde gegangen. Man möge nach Ame⸗ 
rika blicken. 

Ueber die Eiſen⸗ und Bergwerks⸗Induſtrie wolle er nicht ſprechen, nur 
einige Worte über die Wollen⸗Induſtrie und über den Wein. In Bezug 
auf den Wein ſei aus ſeiner Fraktion ein Antrag geſtellt worden, um we⸗ 
nigſtens die Moſtſteuer zu beſeitigen, die Commiſſion habe beſchloſſen, den 
Antrag erſt nach Genehmigung des Vertrages aufzunehmen. Danach ſei 
fein Schicksal ſchon ziemlich klar. Wenn man auch gejagt habe, man dürfe 
hier provinzielle 1 ie nicht gelten laſſen, und diejenigen, welche es dem 
Abg. Plaßmann ſo übel genommen, hätten nicht gut daran gethan; denn 
jeder Abgeordnete, wenn er in das Haus trete, habe für ſeine Provinz einen 
Antrag auf eine Eiſenbahn oder aber Flußregulirung (Widerſpruch), Er 
könne den Vertrag nicht anders beurtheilen, als von den Intereſſen ſeiner 
Provinz aus, denn die andern Provinzen kenne er nicht ſo genau. Einige 
vom 38 v. Mallinckrodt erhobene Bedenken ſeien vom Reg.⸗Commiſſar ges 
nügend beſeitigt, andere jedoch nicht. Der Reg.⸗Commiſſar habe darauf hin: 
gewieſen, daß derſelbe Vertrag auch wichen England und 8 ge⸗ 
ſchloſſen ſei, aber alle Welt wiſſe wohl, daß ein Krieg ſolche Verträge zer⸗ 
reiße. Er erkenne an, daß man einen Vertrag, wie den vorliegenden nur 
aus den dringendſten Gründen ablehnen ſolle; deßhalb werde er abwarten, 
ob er aus der fernern Debatte die Ueberzeugung werde gewinnen können, 
daß durch den Handelsvertrag unſere Induſtrie nicht zu Grunde gerichtet 


würde. 
Reg.⸗Commiſſar Geh. Rath Delbrück: Er wolle nur auf eini 

des Vorredners erwidern. Der wirthſchaftliche Theil ſeines Weges Khrine 
mit dem politiſchen Theile deſſelben in Widerſpruch zu ſtehen. Der wirth⸗ 
ſchaftliche Theil komme zu der Conclufion, daß der Vertrag viel weniger 
vortbeilbaft für den Zollverein, als für Frankreich ſei, und der politiſche 
Theil behaupte, daß es Abſicht geweſen ſei, Preußen zu ködern: dies ſei ein 
Widerſpruch. Der Vorredner habe auf das Beiſpiel Großbritanniens hin⸗ 
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ewieſen und behauptet, daß eine Vernehmung von Sachverſtändigen hätte 
tattfinden müſſen. Gerade auf das Beiſpiel Großbritanniens könne man 
ſich nicht berufen, denn dort hätte keine Enquete ſtattgefunden. (Hört! Hört!) 
Die Regierung habe ſich ernſtlich die Frage vorlegen müſſen, ob ſie ſolche 
Expertiſen vornehmen ſollte; fie ſei ſich ihrer Verantwortlichkeit bewußt ge⸗ 
weſen und wurde gewünſcht haben, dieſe zu erleichtern, wenn es ausführbar 
geweſen wäre. Was die Werthzölle betreffe, ſo ſei Frankreich durch Eng⸗ 
land genöthigt worden, dieſelben beizubehalten; die Umwandlung derſelben 
in ſpecifiſche Zölle fei eine Unmöglichkeit geweſen. Die übrigen Einwen⸗ 
dungen des Vorredners werde er bei der Specialdebatte beantworten. 

Das Haus beſchließt hierauf die Vertagung der Ben 

Abg. Plaßmann verwahrt ſich in einer perſönlichen Bemerkung gegen 
den Vorwurf, geſagt zu haben, die Ehre Preußens leide unter dem Vertrage; 
er habe gejagt, daß es eine Ehren frage für Preußen ſei. 

Schluß der Sitzung 3% Uhr. Nächſte Sitzung morgen 9 Uhr. 


Berlin, 25. Nut [Amtliches.] Se. Maj. der König haben allergnä⸗ 
digſt geruht, den Paſtor Flößel zu Quaritz zum Superintendenten der Dib⸗ 
ceſe Glogau, den Pfarrer Carl Wilh. Hermann Krüger in Elbing zum 
Superintendenten der Dibceſe Elbing, den Pfarrer Hermann Hahn zu Alt⸗ 
felde zum Superintendenten der Diöceſe Marienburg, den Pfarrer Rudolph 
Rudnick in Freiſtadt zum Superintendenten der Diöceſe Roſenberg, den 
Pfarrer Rudolph Andreas Zippel in Darkehmen zum Superintendenten 
der Dibceſe Darkehmen, den Pfarrer Friedrich Auguſt Balnus in Czychen 
zum Superintendenten der Dibceſe Oletzko, den i 
Brenke in Laukiſchken zum Superintendenten der Diöc 
nennen. 5 

Berlin, 23. Juli. [Von den Depeſchen über die Aner⸗ 
kennung Italiens! theilen wir noch die preußiſche vom 4. Juli 
mit, welche die Anerkennungsfrage einleitete. Die Antwort des italie⸗ 
niſchen Miniſters Durando iſt bereits in Nr. 336 der Bresl. Ztg. 
enthalten. Die einleitende Depeſche des Gr. Bernſtorff iſt an den 
dieſſeitigen Geſandten in Turin, Gr. Braſſier de St. Simon, gerich⸗ 
tet und lautet wie folgt: 

„Hochgeborener Graf! Die Regierung des Königs Victor Emanuel hat 
zu wiederholtenmalen durch ihren Geſandten in Berlin vertraulich den 
Wunſch zu erkennen gegeben, von Seiten des Königs, unſeres allergnädig⸗ 
ſten Herrn, den Titel eines Königs von Italien anerkannt zu ſehen. Sie 
hat uns auf das Intereſſe hingewieſen, welches wir hätten, die monarchiſche 
Gewalt in der Halbinſel gegen die anarchiſchen und republikaniſchen Ten⸗ 
denzen zu ſtärken und zu befeſtigen, und derſelben durch unſere moraliſche 
Unterſtützung bei ihrer ſchweren Aufgabe zu helfen, die durch die Revolution 
tief erſchütterten Grundſätze der Ordnung und Stabilität wieder herzuſtellen. 
Zugleich hat jene Regierung uns vorſtellen laſſen, daß wir durch Anerken⸗ 
nung der Ordnung der Dinge, die in Italien aus den großen dort ſtattge⸗ 
fundenen Ereigniſſen hervorgegangen iſt, weſentlich dazu beitragen würden, 
den allgemeinen Frieden Europas zu ſichern, indem der Zuſtand der Unge⸗ 
wißheit und Aufregung, welcher die Gemüther in Spannung erhält und ſie 
zu Ausſchreitungen antreibt, in Folge der Anerkennung ſeitens der Groß⸗ 
mächte Europa's ein Ende nehmen und der Vernunft und Mäßigung Platz 
machen würde, deren die Halbinſel ſo dringend bedarf, um das neue Ge⸗ 
bäude im Innern zu befeſtigen uno die großen Grundſätze moraliſcher und 
ſocialer Ordnung daſelbſt mehr und mehr zur Geltung zu bringen. Indem 
die Miniſter des Königs Victor Emanuel ſich gegen Sie, Hr. Graf, in glei⸗ 
chem Sinne äußerten, haben ſie Ihnen überdies wiederholt die Verſicherung 
gegeben, daß es nicht in den Abſichten der turiner Regierung liege, durch 


—— — 


eſe 8 zu er⸗ 


Waffengewalt gewiſſe Gebietsanſprüche geltend zu machen, welche man all⸗s 


e als einen Theil des politiſchen Programms des Königreichs Italien 
etrachtet; und welche ſie ſelbſt in der Theorie nicht verleugnen, daß viel⸗ 
mehr jene Regierung feſt entſchloſſen ſei, den Frieden mit ihren Nachbarn 
aufrecht zu erhalten, und der Zukunft und den Mitteln der Unterhandlung und 
der natürlichen Entwickelung der Dinge die Löſung der Fragen, um die es 
ſich handelt, zu überlaſſen. Eine dieſer Fragen hat für Preußen ein beſon⸗ 
deres Intereſſe, indem ſie die Intereſſen und die Sicherheit des deutſchen 
Bundes berührt. Es iſt dies die Venedig betreffende ait Meine Abſicht, 
Herr Graf, geht nicht dahin, dieſe Frage hier vom ſtrategiſchen Geſichtspunkte 
aus zu erörtern und zu unterſuchen, ob der Beſitz Venetiens erforderlich iſt, 
um das militärische Vertheidigungs⸗Syſtem Süddeutſchlands ſicher zu ſtellen. 
Hier handelt es ſich nur um die Thatſache, daß die in Kraft beſtehenden 
Verträge dieſen Beſitz Oeſterreich zuſichern, und daß der Verſuch, ihm den⸗ 
ſelben gewaltſam zu entreißen, durch Gefährdung des Bundesgebietes den 
deutſchen Bund leicht in den Kampf hineinziehen und dergeſtalt einen allge⸗ 
meinen Brand entzünden könnte, welchem Preußen in ſeiner Eigenſchaft 
als Mitglied des Bundes nicht würde fremd bleiben können. Im Hinblick 
auf dieſe möglichen Eventualitäten, deren für das zukünftige Geſchick 
der neuen italieniſchen Monarchie ſelbſt wahrſcheinlich nachtheilige Folgen 
der Einſicht der den König Victor Emanuel berathenden Staatsmänner 
nicht haben entgehen können, haben wir der weiſen und feſten Sprache 
unſeren aufrichtigen Beifall geſchenkt, welche das turiner Cabinet bei einem 
neuerlichen Anlaſſe geführt hat, wo der Friede durch den Muthwillen der 
revolutionären Partei bedroht war. Wäre dieſe Haltung der turiner Regie⸗ 
rung für die Zukunft verbürgt, ſo würde ſie uns diejenigen Garantien ge⸗ 
währen, welche wir wünſchen und deren wir bedürfen, um unſeren Beziehungen 
zu ihr eine regelmäßige Geſtaltung durch Anerkennung des neuen Titels zu geben, 
welchen der König Victor Emanuel angenommen hat, und den wir bisher haupt⸗ 
ſächlich wegen der Anſprüche, welche er in ſich zu begreifen ſchien und wegen 
der möglichen Zweifel über die Folgerungen, welche die Regierung des Kö⸗ 
nigs Victor Emanuel für ihr künftiges Verfahren daraus zu ziehen gedachte, 
anzuerkennen Bedenken getragen haben; denn, wenn wir gleich ausdrücklich 
erklären, den Rechten Dritter, welche ſich durch die Thatſachen verletzt finden, die 
auf der Halbinſel ſtattgefunden haben, weder präjudiciren zu wollen noch 


zu können, jo haben wir doch jederzeit anerkannt, daß es nicht unſere Sache Aach. 
iſt, dieſelben zur Geltung zu bringen und uns den Folgen der Ereigniſſe ent⸗] Amst. 


gegenzuſtellen, welche ohne unſer Zuthun eingetreten ſind und von denen, 


welche ein beſonderes Intereſſe daran hatten, nicht haben verhindert werden z 


können. Wenn demnach, Herr Graf, die turiner Regierung uns in der von uns 
ſelbſt für angemeſſen erachteten Form über ihre Abſichten in Betreff der Fragen 
wegen Venedigs und Roms Zuſicherungen ertheilen will, welche wir als ge⸗ 


nügende Garantien für uns zu betrachten vermöchten, und welche zugleich] Franz. 


geeignet wären, unſere Bundesgenoſſen und denjenigen Theil unſerer eige⸗ 
nen Bevölkerung zu beruhigen, welcher in unſerer 
beſteht, eine im Voraus ausgeſprochene Anerkennung künftiger Ereigniſſe er⸗ 
blicken könnte, welche ſie befürchtet, ſo bin ich durch den König, unſeren 
allergnädigſten Herrn, ermächtigt, Ew. Excellenz zu beauftragen, der Regie: 
rung Sr. Maj. des Königs Victor Emanuel zu erklären, daß Se. Majeſtat 
bereit ift, den Titel eines Königs von Italien anzuerkennen. Machen Sie, 
Herr Graf, dem Herrn 1 Durando gefälligſt die vorſtehende Mitthei⸗ 
lung, indem Sie ihm Abſchrift dieſer Depeſche zuſtellen und empfangen Sie 
die erneuerte Verſicherung ꝛc. ꝛc. (gez.) Bernſtorff.“ 
Oeſterreich. 

Wien, 23. Juli. [Dekorirung.] Die beutige „Wiener Zei⸗ 
tung“ meldet amtlich, daß der Kaiſer durch Handſchreiben vom 21. 
d. dem Profeſſor Wildauer in Innsbpruch wegen ſeines beim Schützen⸗ 
fefte in Frankfurt bewieſenen Patriotismus den eiſernen Kronenorden 
verliehen habe. 

Wien, 22. Juli. [Guſtav-Adolph-Verein.] Am 26. und 
27. d. Mtd. findet hier die konſtituirende erſte Jahresverſamm⸗ 
lung des Hauptvereines der evangeliſchen Guſtav⸗Adolf⸗ 
Stiftung für die deutſch-ſlawiſchen Länder Oeſterreichs 
ſtatt. (Wiener Ztg.) 
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— Breslau, 24. Juli. Der geſtern Abend um 5 Uhr 40 Min. 


aufgeſtiegene Luftſchiffer Rege ntijiſt geftern Abend um 8 Uhr in Dörn⸗Haf 


dorf, Kreis Oels, wieder auf feſten Boden gekommen, nachdem er 
etwa 2 ½ Stunden in den Lüften geſchwebt und nicht den geringſten 
Unfall erlitten hat, da das Wetter überaus günſtig war. Die Höhe, 
die Regenti erſtiegen, giebt er nach Ausweis ſeines Barometers auf 
10,000 Fuß an. Als er ſich gegen 7 / Uhr herabließ, wollte der 
Anker anfangs nicht feſten Boden faſſen, und der Ballon wurde noch 
eine geraume Strecke weit fortgeſchleift. Endlich kamen Leute herbei, 
die ihn feſthalten wollten; aber auch ihnen gelang es zuerſt nicht, bis 
ihre Zahl nach und nach auf 10 Mann anwuchs, deren vereinten An⸗ 
ſtrengungen es endlich moglich wurde, den Ballon an die Erde zu 
feffeln, fo daß Regenti ihn verlaſſen konnte. Um Mitternacht kehrte 
der Luftſchiffer wohlbehalten per Wagen mit feinem Ballon hierher zu⸗ 


farrer Je Lab Friedrich 9 


nerkennung deſſen, was] Nag. 


rück. Regenti iſt begeiſtert von der Fahrt, bei welcher ihn ein gün⸗ 
ſtiges Wetter, wie er es noch nie gehabt, erfreut hat. 
Breslauer Sternwarte. 


23. Juli 10 U. Abds.] 27 9,10 +11,6 
24. Juli 6 U. Morg.] 27 7,93 | +11,4 


Waſſerſtand. 
Breslau, 24. Juli. Oberpegel: 13 F. 9 3. Unterpegel: 1 F. 3 3. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 
Paris, 1 5 3 Uhr. Die Geſchäſtsſtille dauerte auch heute 
fort. Die Zproz. eröffnete zu 68, 35, fiel bis 68, 30 und ſchloß unbelebt zur 
Notiz. Conſols von Mittags 12 Uhr waren 93 eingetroffen. Sch u ß⸗ 
Courſe: Zprz. Rente 68, 40. 4 prz. Rente 97, 50. 3proz. Spanier 47%. 
Iproz. Spanier 43%. Silber⸗Anleihe —. Oeſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien 
491. Fredit⸗mobilier⸗Attien 827. Lomb. Eiſenbahn⸗Aktien 612. Oeſterr. 
Credit⸗Aktien —. . 

London, 23. Juli, Nachm 3 Uhr. Conſols 92%. Iproz. Spanier 44. 
Mexikaner 28. Sardinier 84. 5proz. Rufen 96. 1 prz. Ruſſen 89%. 

Wien, 23. Juli, Mitt. 12 Uhr 30 Min. Börſe feſt und belebt, proz. 
Metall. 70, 90. 4 proz. Metall. 62, 50. Bank⸗Aktien 793, Nordbahn 
198, 60. 1854er Looſe 90, 40. National⸗Anleihe 82, 40. Staats⸗Eiſenb.⸗ 
Aktien⸗Cert. 246, 50. Ereditaktien 214, 50. London 126, 20. Hamburg 
4, —. Paris 50, — Gold —, —. Silber -,—. Eliſabetbahn 158, —. 
Lomb. Eisenbahn 282, —. Neue Looſe 130, 60. 1860er Looſe 91, 20. 

Frankfurt a. M., 23. Juli. Nachmittags 2 Uhr 30 Minuten. Gün⸗ 
ſtige Stimmung für öſterreichiſche Fonds und Induſtrie⸗ Papiere bei 
belebtem Umſatz. Vollbezahlte neue Ruſſen 90% 90%. — Schluß⸗ 
Courſe: Ludwigsh.⸗Bexbach 136%. Wiener Wechſel 93%. Darmſt. Bank⸗ 
aktien 219. Darmſt. Zettelbank 250, 5prz. Met. 54Y. 4 prz. Met. 49%. 
1854er Looſe 71%. Oeſterr. National⸗Anleihe 63%. Oeſterr.⸗Franz. Staats⸗ 
Eiſenb.⸗Aktien 228. Oeſterr. Bank⸗Antheile 745. Oeſterr. Credit⸗Aktien 199. 
Neueſte öſterr. Anleihe 73%. Oeſterr. Glifabet:Bahn 120%. Rhein⸗Nahe⸗ 
Bahn 32 Mainz⸗Ludwigshafen Litt. A. 126%. i 8 

amburg, 23. Juli, Nachm. 2 Uhr 30 M Seit bei wenigem Geſchaft. 
Schluß⸗Courſe: National Anleihe sr Oeſterreich. Credit⸗Aktien 84. 
Vereinsbank 101%. Nordd. Bank 97%. Rheiniſche 93%. Nordbahn 634. 
Disconto — Wien Petersburg —. 5 
amburg, 23. Juli. [Getreidemarkt.] Weizen loco feſt, ab aus⸗ 

wärts recht feſt, ab Dänemark medio Auguſt 127 128pfd. 129 zu bedingen. 
Roggen loco unverändert, ab Königsberg pr. uli-Auguft 86—87 gefordert, 
85.—86 zu machen. Oel pr. Dftbr. 29%, pr. Mai 28%. Kaffee 6000 Sad 


Rio und Lagu umgeſetzt. Zink ſtille. 
ever pool, 23. Jul [Baumwolle.] 4000 Ballen Umſatz. — 
Für fremden 


Amerikaniſche matt, Surate ½ niedriger. 1 
rl 23. Juli. einn (Schluß bericht). 
55 wie am vergangenen Montag gezahlt. Der Markt 
Regen. . 
Weizen 


Weizen ige 01 
war nur wenig beſucht. . 

Amſterdam, 23. Juli. Getreidemarkt (Schlußbericht. 
h Rog . — preishaltend, Termine feſt, ſtille. Raps Herbſt 
79%. Rüböl Herbſt 46%. 


Berliner Börse vom 23. Juli 1862. 


| SD. 1. Trübe. 
SO. 1. Bedecl. Regen. 


—, —. 


Fonds- und Geldcourse, Be: x] 
Freiw. Btaats-Anleihe Obsrschles. B. . 741341136, bz. 
taats-Anl. v. 1880, dito cl 55 156% be. 
dito 84, 88, 8 57 dito Prior A.. — | 4 | — —& 
dito dito Prior B. — 25 88 G8 
dito dito Prior C. — — 
Staats-Schuld-Sch. ... dito Prior D 40% B. 
Präm.-Anl. von 1885 dito Prior E. 6 
Borliner Stadt-Obl. . dito Prior F. — 4411 — — 
Kur- u. Neumärk. Oppem-Tarnow. 48% bz 
8 dito dito Peinz-W. (St.-V.) 4 4 160 B. 
2 Pommeroche . . 4% || Rheinische ..... 4 102 bz 
8 dito nous dito (8t.) Pr. — | 4 102 B. 
Posensche . dito Prior — 403 ba 
A| 0 „ dito III. Em. | — 4% bz 
dito neue R Rhein-Nahebahn | — 30% B. 
chlesische Ruhrort -Orofeld. 391% B. 
Kur- u. Neumärk, Starg.-Posoner . 3% 102 bz. 
3 Pommersche ringer ...+ 6% 121%, 8. 
Posensche . Wilhelms-Bahn .| — 4 66% ba 
— 4440 El. Ei. BAR. 
e „ dito Prior St.] — 14419, bz 
Bchlesisch® zu... dito — 904. B. 
Louisdor 


Ausländische Fonds, 


Oosterr. Metall. 5 156% bz. Berl. K.-Verein. 4115 6. 
dito 84er Pr.-Anl. | 4 2. Berl.-Hand.-Ges. 91 9 etw. bz. u. G. 
dito neue 100-fl.-L. — C9 , bz. Berl, W.-Orod.-G — — — 
dito Nat.-Anleihe .| 5 66 ½ bz. Braunschw.Bank 8ıy etw. bz. 

* dito 1 7 — Be Bremer 1 104 B. 

uns. 0 . Ooburg. Oredi 
dito 8. Anleihe. . 5 1861) G. eee 
dito poln. Sch.-Obl.] 4 83 ½ etw. bz.u.G. || Darmst.Oredb.-A. 

Poln. Plandbriofe — 4442 — — Doss. Oreditb.-A. 

Em. 487 ba. u B. Dise.-Om.-Anthl. 

Poln. Obl. & 500 Fl. . 4 08 B. Genf. Oreditb.-A. 
dito à 300 EI. . 8 5 ¼ B. Geraer Bank 
dito 3 200 FI.. — % G. Hamb. Nrd. Bank 

Poln. Banknoten ....|— 18714 ba. u. G. i in 

Kurhoss. 40 Thlr. 56% G. Hannov. „ 

Baden 35 Fl. . .. . — BIZ B. ger „ 

Action-Course, end 5 
Div. 2.— Mein.- Oreditb.-A. 
1881; F. Minorva-Bwg.-A. 
Düsseld. 3% 7 55% B Oestor. Ordtb.-A. 
Aach.-Mastricht, | 3% 34%, ba Pos. Prov.-Bank 
„Rotterdam 4 % b. B.-An 
Berg.-Märkische 6 ½% 4 |110 bz 
Berlin-Anhalter „| 8½ 4 |141 bs, 
erlin-Hamb: 6 | A 111914 bz. 

Berl.-Potad.-Mg 11 | 4 [216 ds. 

Berlin-Stottiner. "4 4 1 

Broslau-Freibrg, 129 


St.-Kisenb. 6 130 
Ludw.-Bexbach. | 8 | 4 |136 8. 
berst. . 22%| 4 1325 G. 
d. Wittenbrg.] 144] 4 444, bz. 
Ludw. A. | 7 | A j126 4 126½ bz 
Mecklenburger..| 2%] 4 sh“ 58% bz 
Münater- 41408 B. 
Neisse-Brleger . 3½ A 1741, G. 
Niederschl 4 | 4 |39% ba. 
A 1% - Ei Er ka 
Nordb. - 3 64% à 68 
dito Prlor....| 4 ie — 4 bz 
Oberschles. A. „| 7,13 186% ba. 


Breslau, 24. Juli. Wetter: Regen. Thermometer 11° Wärme, 
Ueber den Geſchaftsverkehr am heutigen Markte ift Berl in bericht die 
Sufube und die Nachfrage blieben ſchwach. g 

eizen ſchien in Folge der a 1 Witterung mehr beachtet und 

Öher bezahlt; pr. 85pfd. weißer 78.— 92 Sgr., gelber 78—91 Sgr. — 
oggen ruhig; pr. Säpfd. 59—61—63—65 Sgr., vereinzelt über Notiz 

bezahlt. — Gerſte behauptet; pr. 70pfd. weiße 41—42 Sgr. — Hafer 
11 7 75 gefragt; pr. 50pfd. ſchleſiſcher 2728 Sgr. — Erbſen und 
icken weni 4 — Rapskuchen 53—54 Sgr. — Oelfaaten 

bei ſchwachen Zu uhren ruhiges Geſchäft. — Schlaglein wenig angeboten. 
Sgr. pr. Schff 8 


wer gr. pr. Schff. 
Weißer Weizen 7755902 Erbſ en 50—54—57 
Gelber Weizen ...... 778592 Wicken . . 38—41—44 
Geringer u. blauſpitziger 70—75—82 Sgr. pr. Sackd 150 Pfd. Brutto. 
— eee 60—64—66 Schlag⸗Leinſaat .... 160-185—210 
Ge TITEL RT 40—42—44 Winter⸗Raps ae 180—208—238 
sn care . 24—27—30 Winter⸗Rübſen .. . . 208-224—236 


Poſen, 23. Juli. Wetter: ſchön. Roggen: ſchwach behauptet. Gek. 
— Wispel. Loco per d. Monat 46% Gld., 47 Bunny ee 
% Br., Auguſt⸗September 45 Gld., September⸗Oktober 44% Br., % Gld., 
October⸗November 44% bez. u. Br., November⸗Dezember 44 Gld. 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein in Breslau. 
Druck von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau, 


